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Eine Bühne für ein Hamas-nahes Netzwerk
Die Gruppierung Samidoun macht europaweit Stimmung gegen Israel, kürzlich auch in der Zürcher Zentralwäscherei

FRANCESCA PRADER

Ein sozialer und kultureller Freiraum
für nichtgewinnorientierte Veranstal-
tungen werde die Zentralwäscherei sein.
«Inklusiv» wolle man sein, heisst es auf
der Website. Diskriminierung jeglicher
Art werde nicht geduldet. Reflektiert
und selbstkritisch wolle der Verein sein,
Achtsamkeit und gegenseitiger Respekt
gälten als zentral. Das versprach der
gleichnamige Verein bereits in seiner
Bewerbung an die Stadt Zürich, als es
um die Zwischennutzung der einstigen
Wäscherei unweit des Bahnhofs Hard-
brücke ging. Seit 2020 ist derVerein nun
für das Programm dort zuständig.

Mitte Januar dieses Jahres scheinen
die schöngeistigenWerte aber vergessen-
gegangen zu sein.An zwei Nachmittagen
lud der linksextreme RevolutionäreAuf-
bau in der Zentralwäscherei zu Anläs-
sen gegen dasWEF.Ein Programmpunkt
ist Organisations- und Demonstrations-
verboten gewidmet. «Was steckt hinter
dieser staatlichen Repression, und wie
können wir ihr begegnen?», lautet die
Fragestellung. Antworten dazu soll ein
Genosse des in Deutschland verbote-
nen palästinensischen Netzwerks Sami-
doun liefern: Es ist kein Geringerer als
Mohammed Khatib, der Europakoordi-
nator des Netzwerks.

Stadt prüft Regelverstoss

Nachdem Hamas-Terroristen am
7. Oktober mehr als 1000 Personen ge-
tötet und über 200 Geiseln nach Gaza
verschleppt hatten, organisierte das
Netzwerk Samidoun in Berlin-Neukölln
eine «Feier des Sieges desWiderstands».
Die Gruppierung nennt die Anschläge
auf ihrerWebsite eine «palästinensische
Widerstandsoperation».Anfang Novem-
ber trat in der Bundesrepublik das Ver-
bot von Samidoun und Hamas in Kraft.
Der Verfassungsschutz stuft es als anti-
semitisch und extremistisch ein. In der
Schweiz fehlt die gesetzliche Grundlage
für ein Verbot.

Hierzulande erhält das Netzwerk
weiterhin Unterstützung. Der Revolu-
tionäre Aufbau Schweiz ruft auf seiner
Website zur Solidarität mit Samidoun
auf, Khatib ist immer wieder zu Gast
bei Anlässen der linksextremen Orga-
nisation. Eine Veranstaltung mit Kha-
tib in Basel wurde kurzfristig abgesagt,
weil die Vermieterin der Liegenschaft
intervenierte. Der Anlass in der Zen-
tralwäscherei in Zürich ging derweil bei-
nahe unbemerkt über die Bühne. Auch
die Stadt, der die Gebäude auf dem

Josef-Areal gehören, hat davon anschei-
nend nichts mitbekommen.

Nun muss sie sich aber damit be-
fassen, denn die Stadtparlamentarier
Ronny Siev (GLP), Jehuda Spielman
und Anthony Goldstein (beide FDP)
haben mit 29 Mitunterzeichnenden eine
dringliche Anfrage dazu eingereicht.
In den Regeln der Zentralwäscherei
heisse es, dass Personen, die sich rassis-
tisch oder menschenfeindlich verhiel-
ten, rausfliegen würden, sagt Siev. «Ich
wüsste derzeit in der Schweiz von kei-
ner menschenfeindlicheren Gruppe als
Samidoun. Statt dass man sie rauswirft,
wird sie sogar eingeladen.»

Bis mindestens Ende 2025 wird ein
Teil der ehemaligenWäscherei vomVer-
ein Zentralwäscherei zwischengenutzt.
Miete zahlt dieser keine, der Mieter-
lass für die vier Jahre beläuft sich auf
495 000 Franken. Hinzu kommen wei-
tere städtische Subventionen, etwa
550 000 Franken für den Umbau der
Wäscherei, 170 000 Franken «im Sinne
einer Starthilfe», wie Julia Köpfli, Spre-
cherin der zuständigen Sozialen Dienste,
auf Anfrage schreibt. Dann ein Zusatz-
kredit in der Höhe von 45 000 Franken

für weitere Ausbauten. Zudem wurden
Anlässe aus dem Bereich Musik mit to-
tal 15 000 Franken unterstützt. Summa
summarum sind bisher rund 1,3 Millio-
nen Franken an Steuergeldern in die
Zentralwäscherei geflossen.

Nachdem die Stadt vom Vorwurf
Kenntnis genommen habe, dass «dem
als antisemitisch geltenden Netzwerk
Samidoun eine Bühne geboten wurde»,
werde nun geprüft, ob der Verein Zen-
tralwäscherei «gegen die städtischen
Nutzungsbedingungen verstossen» habe,
schreibt Köpfli.Die Konsequenzen eines
allfälligen Verstosses würden nach der
Prüfung festgelegt, schreibt Köpfli. Bei
Nichteinhaltung der Nutzungsbestim-
mungen könne eine Verwarnung ausge-
sprochen werden. ImWiederholungsfall
drohe die Kündigung der Nutzung.

Der Vertrag zwischen Verein und
Stadt basiere auf demNutzungskonzept,
das derVerein Zentralwäscherei bei sei-
ner Bewerbung 2019 eingereicht habe.
Dieses hält fest, dass «diskriminierende
Aktivitäten» nicht erlaubt seien. Wei-
ter heisst es: «Tätigkeiten der Nutzen-
den dürfen keine Benachteiligungen aus
Gründen der Rasse oder wegen der eth-

nischen Herkunft, des Geschlechts, der
Religion oder Weltanschauung, einer
Behinderung, des Alters oder der sexu-
ellen Identität verursachen oder ver-
breiten.» Sonst sei die Zentralwäscherei
frei in der Programmgestaltung. Auch
ob die abgemachten Regeln eingehalten
würden, werde nicht systematisch ge-
prüft. Grundsätzlich gehe die Stadt da-
von aus, «dass die Nutzenden sich an die
Bedingungen halten», schreibt Köpfli.
Bei Reklamationen oder Hinweisen auf
Nichteinhaltung der Bedingungen «su-
chen wir das Gespräch und leiten allfäl-
lige weitere Schritte ein».

Kritik ernst genommen

Der Revolutionäre Aufbau hat auf die
Anfrage der NZZ zur Einladung von
Mohammed Khatib nicht reagiert.Auch
der Verein Zentralwäscherei lässt die
Fragen der NZZ unbeantwortet, ver-
weist aber auf einen Instagram-Beitrag
vom 19. Februar – mehr als einenMonat
nach dem fraglichenAnlass.Man nehme
die Diskussionen rund um dieVeranstal-
tung «zur Kenntnis», die vorgebrachte
Kritik nehme man ernst. Die Leistungs-

vereinbarung mit der Stadt verlange
nach einem breiten Spektrum anVeran-
staltungen undAktivitäten. «Dass diese
auch kontroverse Themen hervorbrin-
gen, sehen wir als wertvollen Beitrag zu
gesellschaftlich relevanten Thematiken
an», ist auf Instagram zu lesen

Für den Verein bedeute das, «pro-
blematische Inhalte nicht unhinterfragt
zu reproduzieren». Kritische Stimmen
wolle man anhören und inhaltsvolle
Debatten führen. «Wir sprechen uns
klar gegen jegliche Form von Diskrimi-
nierung undGewalt aus.» Das beinhalte
auch Antisemitismus und Islamo-
phobie.Weiter heisst es auf Instagram:
«Wir verstehen, dass die momentane
Situation rund um die Geschehnisse
in Palästina sehr viele Widersprüche in
sich trägt und machtpolitische Interes-
sen aufeinanderprallen.»

Jehuda Spielman, Anthony Gold-
stein und Ronny Siev überzeugt die Stel-
lungnahme der Zentralwäscherei nicht.
Im Gegenteil – es sei äusserst bedenk-
lich, fast schon zynisch, dass der Verein
mit Schlagwörtern versuche, die Veran-
staltung schönzureden, schreiben die
drei Parlamentarier in einem gemein-
samen Statement gegenüber der NZZ.
Von einem «wertvollen Beitrag zu ge-
sellschaftlich relevanten Thematiken»
könne nicht die Rede sein. Eine Veran-
staltung mit einer extremistischen Be-
wegung wie Samidoun könne man nicht
als «inhaltsvolle Debatte» verkaufen.

Am groteskesten empfinden die drei
Gemeinderäte die Aussage der Zen-
tralwäscherei, dass hier machtpoliti-
sche Interessen aufeinanderprallen
würden. «Uns vorzuwerfen, wir wür-
den Machtpolitik betreiben, ist eine
Schande», schreiben Siev, Spielman und
Goldstein. «Wir wehren uns ganz ein-
fach gegen Antisemitismus hier in der
Schweiz, in unserem eigenen Land.»
Dass eine öffentlich subventionierte
Institution sich eine solche Haltung er-
lauben könne, sei unverständlich.

Zurückhaltender gibt sich die SP.
Deren Co-Fraktionspräsident Florian
Utz schreibt, die Veranstaltung in der
Zentralwäscherei werfe Fragen auf. Es
sei deshalb sinnvoll, dass eine Anfrage
dazu eingereicht worden sei. Ob wei-
terer politischer Handlungsbedarf be-
stehe, werde sich zeigen. «Klar ist, dass
die SP jede Form von Antisemitismus
strikt ablehnt.»

Wie der Auftritt von Samidoun mit
den Werten der Zentralwäscherei ver-
einbar ist und warum es dem Verein so
schwerzufallen scheint, klar Stellung zu
beziehen, bleibt offen.

Der Verein Zentralwäscherei will ein offener Kulturraum in der Stadt Zürich sein. ANDREA ZAHLER / AZM

Zürich holt die Ukraine-Flaggen ein
Der russische Staatssender RT unterstellt einen Zusammenhang mit dem Schutzstatus S, von dem immer mehr Roma profitieren

TOBIAS MARTI, FRANCESCA PRADER

Der Krieg in der Ukraine löste in der
Schweiz eine Welle der Solidarität aus.
Private nahmenGeflüchtete bei sich auf
oder sammelten Hilfsgüter. Auch die
Stadt Zürich wollte ein Zeichen setzen.
So flattern seit dem 12.März 2022 ukrai-
nische Flaggen im Wind: auf der Bahn-
hof- und der Quaibrücke sowie amUto-
quai.Entschieden hatte das der Zürcher
Stadtrat. Es war eine Premiere. In der
neueren Stadtgeschichte sei «kein ande-
rer vergleichbarer Fall erinnerlich», hiess
es damals. Bewilligt waren die blau-gel-
ben Hoheitszeichen «bis aufWiderruf».

Nun ist dieser Widerruf eingetreten.
Der Stadtrat hat entschieden, dass die
«aussergewöhnliche» Beflaggung am
Montag wieder aufgehoben wird. Ein
Sprecher des zuständigen Hochbau-
departements sagt, der Stadtrat habe da-
mals ein Zeichen der Solidarität und der
Willkommenskultur setzen wollen. Ge-
rade auch, weil eine sehr grosse Anzahl
von Ukrainern nach Zürich geflohen sei.
Es sei grundsätzlich aber nicht üblich,
dass Nationalbeflaggungen gehisst wür-
den.Bevor die Fahnen eingeholt werden,

führten die Stadt und das Grossmünster
am Samstag anlässlich des zweiten Jah-
restags des russischen Angriffskriegs
einen Gedenkanlass für den Frieden
durch. An dem Tag hat es am Stadthaus
eine besondere Beflaggung gegeben.

Das System ausnutzen

Für das Ende der Zürcher Aktion inter-
essiert sich auch der russische Fernseh-
sender RT, früher Russia Today. Der
Dienst richtet sich an ein nicht russisch-
sprachiges Publikum und sendet auch
auf Deutsch. Der Bundesrat bezeich-
net den Sender als ein «Werkzeug der
gezielten Propaganda und Desinforma-
tion durch die Russische Föderation».
Das Portal ist hierzulande aber nicht ge-
sperrt. Die Russen geben den Gescheh-
nissen einen anderen Dreh. Zwar sei
die Beflaggung als Zeichen der Solida-
rität mit den ukrainischen Flüchtlingen
interpretiert worden. Inzwischen mach-
ten aber zahlreiche Roma die Hälfte der
S-Status-Personen aus, die an den Kan-
ton St. Gallen zugewiesen worden seien.
Schweizer Politiker forderten darum die
Aufhebung dieses Privilegs.

Tatsächlich wurde kürzlich publik,
dass die Schweiz zunehmend auch
Roma den S-Status gewährt, auch wenn
diese weder Ukrainisch noch Russisch
sprechen. Sie stehen im Verdacht, das
System auszunutzen. Dieser Umstand
lässt zwar die Akzeptanz des Schutzsta-
tus S bröckeln, das ist aber kein Grund
dafür, dass die «Flaggen eingerollt» wur-
den, wie in dem Beitrag insinuiert wird.
«Das steht in keinster Weise in einem
Zusammenhang», sagt der Sprecher des
Hochbaudepartements.

Im Gegenteil sei wichtig zu be-
tonen, so der Sprecher, dass die Soli-
darität weiter anhalte. Die Stadt ver-
weist auf die über 2500 Ukrainer, die
seit Kriegsbeginn dauerhaft in Zürich
untergekommen sind. Bis heute lebten
noch über 1000 Geflüchtete in priva-
ten Zürcher Unterbringungen. Auf die
Beflaggung hat die Stadt während der
zwei Jahre viele Reaktionen bekommen,
«positive wie negative».Unter den nega-
tiven Reaktionen seien beispielsweise
solche gewesen, die das Existenzrecht
der Ukraine negiert oder das Land als
korruptes Unrechtsregime angeprangert
hätten, sagt der Sprecher.

Die Solidaritätsaktion hat laut dem
Hochbaudepartement auch «gewisse
Begehrlichkeiten» geweckt. So sei der
Stadt mehrfach vorgehalten worden,
dass sie keine Israel- oder Palästinenser-
flaggen hisse. Zwar steht es dem Stadt-
rat jederzeit frei, eine aussergewöhn-
liche Beflaggung zu verordnen.Derglei-
chen ist aber nicht geplant.

«Tatkräftige Solidarität»

Sasha Volkov vom Ukrainischen Ver-
ein in der Schweiz sagt, es sei für ihn ein
zwiespältiges Bild, dass die Fahnen nun
eingeholt würden. Ein Ende der Solida-
rität befürchtet er aber nicht. «Nun ist
halt die Zeit der pathetischen Solidarität
vorbei, jetzt kommt die Zeit der tatkräf-
tigen Solidarität», sagt er. Der Ukrainer
findet, die Stadt Zürich könnte nebst
der Aufnahme der ukrainischen Flücht-
linge noch mehr tun, er denkt dabei an
die Hilfe für ukrainische Städte: «Etwa
mit ausgedienten Feuerwehrwagen oder
Rettungsfahrzeugen.»

Dass Zürich ausgediente Fahrzeuge
in die Ukraine verschiebt, ist aller-
dings nicht neu. So haben die Verkehrs-

betriebe Zürich der Ukraine ältereTrams
geschenkt. Am Gedenkanlass am frü-
hen Samstagabend herrschte denn auch
eine nachdenkliche Stimmung.Hunderte
Menschen hatten sich beim Kreuzgang
des Fraumünsters und auf dem Platz vor
dem Stadthaus eingefunden, viele von
ihnen hatten Ukraine-Flaggen um den
Oberkörper geschlungen, trugen blau-
gelbeAbzeichen an den Jacken oder Blu-
men in denHaaren.Angeführt vonGross-
münsterpfarrer Christoph Sigrist, Rabbi-
ner Ruven Bar Ephraim und ImamKaser
Alasaad sowie Stadtpräsidentin Corine
Mauch (SP), machte sich die Menge auf
denWeg über die Münsterbrücke.

ZehnMinuten lang läuteten die Glo-
cken der vier Altstadtkirchen, während
die Teilnehmer Hand in Hand in Rich-
tung Grossmünster zogen. Zwei Men-
schenketten als Zeichen für Solidarität,
Freiheit und Frieden – in der Ukraine
und überall auf derWelt.Auf demGross-
münsterplatz standen die Menschen zu-
letzt dicht an dicht und hielten einan-
der weiter an denHänden. Irgendwo auf
dem Platz stimmte jemand ein ukraini-
sches Lied an, mehr und mehr Stimmen
kamen dazu, da und dort flossenTränen.


